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Gesetz zur Einleitung von Abwahlverfahren 

von Bürgermeistern und Landräten 


durch Bürgerbegehren 

Vom 24. Mai 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Einleitung von Abwahlverfahren von 

Bürgermeistern und Landräten durch Bürgerbegehren 


2023 

Artikel 1 


Änderung der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (Gv. NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. Dezember 2010 (Gv. NRW S. 688, 
wird wie folgt geändert: 

§ 66 erhält folgende Fassung: 

,,§ 66 

Abwahl des Bürgermeisters 


(1) Der Bürgermeister kann von den Bürgern der 
Gemeinde vor Ablauf seiner Amtszeit abgewählt werden. 
Zur Einleitung des Abwahlverfahrens bedarf es 

1. 	 eines von mindestens der Hälfte der gesetzlichen Zahl 
der Ratsmitglieder gestellten Antrags und eines mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Zahl der Ratsmitglieder zu fassenden Beschlusses. 
Zwischen dem Eingang des Antrags und dem 
Beschluss des Rates muss eine Frist von mindestens 
zwei Wochen liegen. Über den Antrag auf Einleitung 
des Abwahlverfahrens ist ohne Aussprache nament­
lich abzustimmen; 

oder 

2. 	 eines in Gemeinden 

a) 	 mit bis zu 50.000 Einwohnern von mindestens 20 
Prozent der wahlberechtigten Bürger der 
Gemeinde, 

b) 	mit über 50.000 bis zu 100.000 Einwohnern von 
mindestens 17,5 Prozent der wahlberechtigten 
Bürger der Gemeinde 

und 

c) 	 mit mehr als 100.000 Einwohnern von mindestens 
15 Prozent der wahlberechtigten Bürger der 
Gemeinde 

gestellten Antrags. 

Der Bürgermeister ist abgewählt, wenn sich für die 
Abwahl eine Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
der wahlberechtigten Bürger ergibt, sofern diese Mehrheit 
mindestens 25 Prozent der Wahlberechtigten beträgt. Für 
das weitere Verfahren gelten die Vorschriften des Kommu­
nalwahlgesetzes entsprechend. Der Bürgermeister schei­
det mit dem Ablauf des Tages, an dem der Wahlausschuss 
die Abwahl feststellt, aus seinem Amt. Die Aufsichtsbe­
hörde kann für die Dauer des Abwahlverfahrens das 
Ruhen der Amtsgeschäfte des Bürgermeisters anordnen, 
wenn der Rat dies mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder beantragt. 

(2) 	Der Bürgermeister kann binnen einer Woche 

1. 	 nach dem Beschluss gemäß Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 

oder 

2. 	 nach Feststellung der Zulässigkeit des Antrags nach 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 durch den Rat 

auf die Entscheidung der Bürger über seine Abwahl ver­
zichten. DerVerzicht ist schriftlich gegenüber dem ehren­
amtlichen Stellvertreter zu erklären. Mit dem Ablauf des 
Tages, an dem dieser Verzicht dem ehrenamtlichen Stell ­
vertreter zugeht, gilt die Abwahl als erfolgt. 

(3) Der Antrag nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ist schrift ­
lich beim Rat einzureichen und muss das Begehren zwei­
felsfrei erkennen lassen. Er muss bis zu drei Bürger 
benennen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu 
vertreten. § 25 Absatz 4 gilt entsprechend. Die Unterzeich­
nenden müssen an dem von ihnen anzugebenden Tag ihrer 
Unterschrift wahlberechtigt sein. Die Unterschriften dür­
fen bei Eingang des Antrags nicht älter als vier Monate 
sein. Nach Antragseingang eingereichte Unterschriftslis­
ten werden nicht mehr berücksichtigt. Der Rat stellt 
unverzüglich fest, ob der Antrag zulässig ist. Gegen die 
ablehnende Entscheidung des Rates können nur die Ver­
treter des Antrags nach Satz 2 Klage erheben." 

2021 

Artikel 2 


Änderung der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) 

Die Kreisverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(Gv. NRW S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 24. Juni 2008 (Gv. NRW S. 514), wird wie 
folgt geändert: 

§ 45 erhält folgende Fassung: 

,,§ 45 

Abwahl des Landrats 


(1) Der Landrat kann von den Bürgern der kreisangehö­
rigen Gemeinden vor Ablauf seiner Amtszeit abgewählt 
werden. Zur Einleitung des Abwahlverfahrens bedarf es 

1. 	 eines von mindestens der Hälfte der gesetzlichen Zahl 
der Kreistagsmitglieder gestellten Antrags und eines 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Zahl der Kreistagsmitglieder zu fassenden Beschlus­
ses. Zwischen dem Eingang des Antrags und dem 
Beschluss des Kreistags muss eine Frist von mindes­
tens zwei Wochen liegen. Über den Antrag auf Einlei­
tung des Abwahlverfahrens ist ohne Aussprache 
namentlich abzustimmen; 

oder 

2. 	 eines von mindestens 15 Prozent der wahlberechtig­
ten Bürger der kreisangehörigen Gemeinden gestell ­
ten Antrags. 

Der Landrat ist abgewählt, wenn sich für die Abwahl 
eine Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen der 
wahlberechtigten Bürger ergibt, sofern diese Mehrheit 
mindestens 25 Prozent der Wahlberechtigten beträgt. Für 
das weitere Verfahren gelten die Vorschriften des Kom­
munalwahlgesetzes entsprechend. Der Landrat scheidet 
mit dem Ablauf des Tages, an dem der Wahlausschuss die 
Abwahl feststellt, aus seinem Amt. Die Aufsichtsbehörde 
kann für die Dauer des Abwahlverfahrens das Ruhen der 
Amtsgeschäfte des Landrats anordnen, wenn zwei Drittel 
der gesetzlichen Zahl der Kreistagsmitglieder dies bean­
tragen. 

(2) 	 Der Landrat kann binnen einer Woche 

1. 	 nach dem Beschluss gemäß Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 

oder 

2. 	 nach Feststellung der Zulässigkeit des Antrags nach 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 durch den Kreistag 

auf die Entscheidung der Bürger über seine Abwahl ver­
zichten. DerVerzicht ist schriftlich gegenüber dem Stell ­
vertreter zu erklären. Mit dem Ablauf des Tages, an dem 
dieser Verzicht dem Stellvertreter zugeht, gilt die Abwahl 
als erfolgt. 

(3) Der Antrag nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ist 
schriftlich beim Kreistag einzureichen und muss das 
Begehren zweifelsfrei erkennen lassen. Er muss bis zu 
drei Bürger benennen, die berechtigt sind, die Unter­
zeichnenden zu vertreten. § 22 Absatz 4 gilt entspre­
chend. Die Unterzeichnenden müssen an dem von ihnen 
anzugebenden Tag ihrer Unterschrift wahlberechtigt 
sein. Die Unterschriften dürfen bei Eingang des Antrags 
nicht älter als vier Monate sein. Nach Antragseingang 
eingereichte Unterschriftslisten werden nicht mehr 
berücksichtigt. Der Kreistag stellt unverzüglich fest, ob 
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der Antrag zulässig ist. Gegen die ablehnende Entschei­
dung des Kreistages können nur die Vertreter des Antrags 
nach Satz 2 Klage erheben." 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Mai 2011 

Die Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen 


Die Ministerpräsidentin 


Hannelore K r a f t 


(L. S.) 

Der Minister 

für Inneres und Kommunales 


Ralf J ä ger 


- Gv. NRW 2011 S. 270 

Gesetz zur Änderung 

des § 76 der Gemeindeordnung 


Nordrhein-Westfalen 

Vom 24. Mai 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des § 76 der Gemeindeordnung 

Nordrhein-Westfalen 


Artikel 1 

Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nord­

rhein-Westfalen 


Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (Gv. NRW S 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. Dezember 2010 (Gv. NRW S. 688), 
wird wie folgt geändert: 

§ 76 erhält folgende Fassung: 

,,§ 76 
Haushaltssicherungskonzept 

(1) Die Gemeinde hat zur Sicherung ihrer dauerhaften 
Leistungsfähigkeit ein Haushaltssicherungskonzept auf­
zustellen und darin den nächstmöglichen Zeitpunkt zu 
bestimmen, bis zu dem der Haushaltsausgleich wieder 
hergestellt ist, wenn bei der Aufstellung des Haushalts 

1. 	 durch Veränderungen der Haushaltswirtschaft inner­
halb eines Haushaltsjahres der in der Schlussbilanz 
des Vorjahres auszuweisende Ansatz der allgemeinen 
Rücklage um mehr als ein Viertel verringert wird oder 

2. 	 in zwei aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren geplant 
ist, den in der Schlussbilanz des Vorjahres auszuwei­
senden Ansatz der allgemeinen Rücklage jeweils um 
mehr als ein Zwanzigstel zu verringern oder 

3. 	 innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Ergeb­
nis- und Finanzplanung die allgemeine Rücklage auf­
gebraucht wird. 

Dies gilt entsprechend bei der Bestätigung über den Jah­
resabschluss gemäß § 95 Absatz 3. 

(2) Das Haushaltsicherungskonzept dient dem Ziel, im 
Rahmen einer geordneten Haushaltswirtschaft die künf­
tige, dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu errei­
chen. Es bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

Die Genehmigung soll nur erteilt werden, wenn aus dem 
Haushaltssicherungskonzept hervorgeht, dass spätestens 
im zehnten auf das Haushaltsjahr folgende Jahr der 
Haushaltsausgleich nach § 75 Absatz 2 wieder erreicht 
wird. Im Einzelfall kann durch Genehmigung der 
Bezirksregierung auf der Grundlage eines individuellen 
Sanierungskonzeptes von diesem Konsolidierungszeit ­
raum abgewichen werden. Die Genehmigung des Haus­
haltssicherungskonzeptes kann unter Bedingungen und 
mit Auflagen erteilt werden." 

Artikel 2 
Das Gesetz tritt am Tage nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Mai 2011 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

(L. S.) 
Für den Finanzminister 


Der Minister 

für Wirtschaft, Energie, Bauen, 


Wohnen und Verkehr 


Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 

Der Minister 

für Inneres und Kommunales 


Ralf J ä ger 


- Gv. NRW 2011 S. 271 

211 
Gesetz 

zur Gleichstellung der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft mit der Ehe 

im Besoldungs- und Versorgungsrecht 
Vom 24. Mai 2011 

Der Landtag· hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 

zur Gleichstellung der eingetragenen 


Lebenspartnerschaft mit der Ehe 

im Besoldungs- und Versorgungsrecht 


(Besoldungs- und Versorgungsgleichstellungsgesetz) 


§ 1 

Geltungsbereich 


Dieses Gesetz regelt die Gleichstellung der eingetrage­
nen Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartner­
schaftsgesetz vom 16. Februar 2001 (BGBL I S. 266), in 
der jeweils geltenden Fassung, mit der Ehe in den Berei­
chen der Besoldung und der Versorgung der Beamtinnen, 
Beamten, Richterinnen und Richter des Landes sowie der 
Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemein­
deverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun­
gen des öffentlichen Rechts. Es gilt nicht für Ehrenbeam­
tinnen und Ehrenbeamte, ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter und nicht für öffentlich-rechtliche Religi­
onsgesellschaften und ihre Verbände. 

§ 2 
Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartrierschaft 

(1) Für die Anwendung des Bundesbesoldungsgesetzes in 
der bis zum. 31. August 2006 geltenden Fassung vom 
6. August 2002 (BGBL I S. 3020), zuletzt geändert durch 
§ 19 des Gesetzes vom 28. August 2006 (BGBL I S. 2039), 
und des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. 
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